
1.1. Öffentliche Bekanntmachung 
der Fontanestadt Neuruppin zur

Planfeststellung für den 6-streifigen
Ausbau der Bundesautobahn (BAB) 24

von km 204,675 (nördlich der Anschlussstelle [AS] Neuruppin) bis
km 236,921 (Ende der BAB 24) und der BAB 10 von km 153,675
(Autobahndreieck [AD] Havelland) bis km 161,625 (östlich der AS
Oberkrämer)

mit Umbau des AD Havelland, der AS Neuruppin, Neuruppin Süd,
Fehrbellin, Kremmen und Oberkrämer, der Rastanlagen „Ruppiner
See“ und „Am Rhinluch“ sowie der Parkplatz/WC-Anlagen „Ziethener
Luch“ und „Krämerforst“ einschließlich notwendiger Folgemaßnah-
men und landschaftspflegerischer Begleitmaßnahmen 

in der Gemeinde Dabergotz des Amtes Temnitz, in der Ge-
meinde Rüthnick des Amtes Lindow (Mark), in der Gemein-
de Fehrbellin (Gemarkungen Betzin, Brunne, Dechtow, Fehrbellin,
Hakenberg, Langen, Lentzke, Linum, Manker, Tarmow und Walchow)
und in der Fontanestadt Neuruppin (Gemarkungen Alt-Ruppin,
Bechlin, Neuruppin und Stöffin) im Landkreis Ostprignitz-Ruppin;

in den Gemeinden Löwenberger Land (Gemarkungen Grieben
und Neuendorf) und Oberkrämer (Gemarkungen Eichstätt,
Falkenhagener Forst, Neu Vehlefanz und Vehlefanz) sowie in den
Städten Kremmen (Gemarkungen Beetz, Flatow, Groß-Ziethen,
Rüthnick-Forst und Staffelde), Oranienburg (Gemarkung Lehnitz)
und Zehdenick (Gemarkung Vogelsang) im Landkreis Oberhavel;

in der Stadt Nauen (Gemarkung Tietzow) im Landkreis Havelland

Mit Planfeststellungsbeschluss des Ministeriums für Infra-
struktur und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (Plan-
feststellungsbehörde) vom 15. Juli 2011, Az.: 40.10

7171/24.2, ist der Plan für das oben genannte Bauvorhaben gemäß
§ 17 Absatz 1 Satz 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG in der Fassung
der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007, BGBl. I S. 1206; zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 31. Juli 2009, BGBl. I 
S. 2585) und § 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
für das Land Brandenburg (VwVfGBbg vom 7. Juli 2009, GVBl. I 
S. 262, 264) in Verbindung mit § 74 Absatz 1 Satz 1 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. Januar 2003, BGBl. I S. 102; zuletzt geändert durch Artikel 2
Absatz 1 des Gesetzes vom 14. August 2009, BGBl. I S. 2827) fest-
gestellt worden.

Dem Träger der Straßenbaulast wurden Auflagen erteilt.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetra-
genen Einwendungen, Forderungen und Anregungen entschieden
worden.

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Planfeststellungsbeschlusses lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats
nach Zustellung, die durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt
wird, Klage beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg,
Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin, erhoben werden.

Die Klage ist bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg
schriftlich oder in elektronischer Form mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes auf dem unter
www.berlin.de/sen/justiz/aktuell/erv/index.html veröffentlichten
Kommunikationsweg zu erheben.

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen
Beteiligten beigefügt werden. Die Klage muss den Kläger, den
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen.
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur
Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel
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anzugeben. Das Gericht kann Erklärungen und Beweismittel, die
erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, zurückweisen und
ohne weitere Ermittlungen entscheiden.

Nach § 67 Absatz 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO in der
Fassung vom 19. März 1991, BGBl. I S. 686; zuletzt geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 22. Dezember 2010, BGBl. I S. 2248)
muss sich vor dem Oberverwaltungsgericht jeder Beteiligte durch
einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer deutschen
Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung
zum Richteramt als Bevollmächtigtem vertreten lassen. Vor dem
Oberverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Absatz 2 Satz 2 Nrn. 4
bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen als Bevoll-
mächtigte zugelassen.

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben
gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäf-
tigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit
Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse
vertreten lassen.

Gemäß § 17e Absatz 2 FStrG hat die Anfechtungsklage gegen diesen
Planfeststellungsbeschluss keine aufschiebende Wirkung, weil nach
dem Fernstraßenausbaugesetz vordringlicher Bedarf festgestellt ist.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfech-
tungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss
nach § 80 Absatz 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats
nach der Zustellung dieses Planfeststellungsbeschlusses beim
Oberverwaltungsgericht gestellt und begründet werden.

Der Planfeststellungsbeschluss (einschließlich Rechts-
behelfsbelehrung) liegt mit einer Ausfertigung des festge-

stellten Planes in der Zeit

vom 12.09.2011 bis 23.09.2011

in Fontanestadt Neuruppin
Stadtverwaltung, Rathaus A, Bürgerbüro
Karl-Liebknecht-Straße 33/34

während der Dienststunden 

Montag und Donnerstag von 8:00 bis 17:00 Uhr
Dienstag von 8:00 bis 17:30 Uhr
Mittwoch und Freitag von 10:00 bis 14:00 Uhr

sowie jeden 1. Samstag 
im Monat von 8:00 bis 12:00 Uhr

zu jedermanns Einsicht aus.

Der Beschluss gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist allen
Betroffenen und denjenigen gegenüber, die Einwendungen
erhoben haben, als zugestellt (§ 1 Absatz 1 Satz 1 VwVfGBbg
in Verbindung mit § 74 Absatz 5 Satz 3 VwVfG).

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststellungs-
beschluss von den Betroffenen und denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, beim Ministerium für Infrastruktur und Land-
wirtschaft des Landes Brandenburg, Referat 40, Postfach 60 11 61,
14411 Potsdam, schriftlich angefordert werden.

Neuruppin, den 24.08.2011

Golde
Bürgermeister
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